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Ausgangslage und Planverfahren

Der Rat der Stadt Erftstadt hat am 13.12.2011 die Aufstellung des Bebauungsplanes be-
schlossen. Die Beteiligung der Trager 6ffentlicher Belange gem. § 4 Abs. 1 Baugesetz-
buch (BauGB) fand in der Zeit vom 09.01.2012 bis 06.02.2012 statt. Die Beteiligung der
Birger gem. § 3 Abs. 1 BauGB fand vom 22.10.2012 bis 29.10.2012 in Form einer ein-
wochigen Offenlage statt. Das Plangebiet war seit Mitte der 1970-er Jahre mehrfach Ge-
genstand der Bauleitplanung:

- Aufstellung BP 55, Rechtskraft: 28.03.1979

- Teilung des Gebietes in BP 55 und BP 55 A, Rechtskraft: 19.02.1982

- Aufstellung BP 55 1. And., Rechtskraft: 19.06.1990

- Aufstellung BP 55 A 1. And., Rechtskraft: 10.07.1990

sowie die vereinfachten Anderungen BP 55 1. And. die 1. Vereinfachte Anderung; BP

55, BP 55 A und BP 55 A 1. And. jeweils die 1. und 2. Vereinfachte Anderung.

Planzielsetzung

Ziel des erstmals 1979 aufgestellten Bebauungsplanes BP 55 war u.a. die Bereitstellung
von gewerblichen Bauflachen, die eine unterschiedliche Gewerbenutzung erlauben, bei
mdglichst geringer Stérwirkung auf die angrenzende Wohnbebauung.

Im Plangebiet haben sich bis dato (iberwiegend Gewerbebetriebe aus dem Dienstleis-
tungs- und produzierendem Sektor angesiedelt. Uber das Gebiet verteilt sind betriebsak-
zessorische Wohnnutzungen entstanden. Um fir die Zukunft weit reichende Planungs-
und Rechtssicherheit zu gewéhren, ist die Weiterentwicklung und Anpassung des gel-
tenden Planungsrechtes an die realen und aktuellen rechtlichen Gegebenheiten durch
die Zusammenfiihrung der 4 rechtskraftigen Bebauungspléne in einen Bebauungsplan
notwendig.

Der Bebauungsplan verfolgt folgende Ziele:
- Sicherung der gewerblichen Entwicklungsmdglichkeiten fir die Bestandsbetriebe
- Regelung einer sinnvollen Nutzungsgliederung unter Beachtung der Immissions-

schutzanforderungen gegeniber der angrenzenden Wohnnutzung
- Aufnahme der Erftstadter Liste als Instrument der Einzelhandelssteuerung

Plangebietsbeschreibung

Das Plangebiet befindet sich zwischen den Ortsteilen
Erftstadt-Kéttingen und Erftstadt-Liblar. Das ca. 32 ha
groBe Gebiet wird im Norden ab der Einmindung Kot-
tinger Stralle / Klosengartenstral3e von der Klosengar-
tenstralBe, der siidlichen Begrenzung des Flurstiickes
1/1 Flur 8 Gem. Liblar, der Strale Am Giezenbach, der
sudlichen Begrenzung der Flurstiicke 25/21 und 446
Flur 6 Gem. Liblar, der Hubert-Rittger-StralRe, der Stra-
Re Am Giezenbach sowie eines Teilstickes des Flur-
stlickes 270 Flur 17 Gem. Liblar begrenzt, im Osten ca.
80 m parallel zum Elderbachweg, im Stden entlang des
Elderbachwegs, der stidlichen Begrenzung der Flursti-
cke 641 und 461 Flur 7 Gem. Liblar sowie der Rosen-
stralRe bis zur Kottinger StralRe (L163), die den westli-
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6.1

chen Abschluss des Plangebietes darstellt.
Die genaue Abgrenzung des Plangebietes ist dem Bebauungsplan (Mafistab 1: 1000) zu
entnehmen.

Der iberwiegende Teil des Plangebietes wird derzeit baulich als Gewerbegrundstiick
(GE) genutzt. Im Norden befinden sich zudem zwei Wohnbauflachen (WA).

Planungsvorgaben

Das Plangebiet umfasst die Geltungsbereiche der rechtskraftigen und uberwiegend reali-
sierten Bebauungspléne Nr. 55, Nr. 55 1. Anderung, Nr. 55 A und Nr. 55 A 1. Anderung,
E. — Kottingen, Klosengartenstralle.

Der wirksame Flachennutzungsplan stellt fiir das Gberwiegende Plangebiet ,Gewerbliche
Bauflache* dar; im Norden gibt es einen Bereich mit der Darstellung Wohnbaufléache.

AuRerdem befindet sich das Gewerbegebiet im Einzugsgebiet bzw. im zukinftigen Was-
serschutzgebiet (Wasserschutzzone Ill B) des Wasserwerkes Dirmerzheim.

Hinweise auf Altlasten und Altablagerungen liegen nach altem BP 55 A 1. And. fiir eine
Flache im stidlichen Bebauungsplangebiet vor, auf der sich eine ehemalige Milldeponie
befindet. (siehe auch 8.2)

Der ostliche Planbereich ab Elderbachweg, ehemaliger Bahndamm ist Landschafts-
schutzgebiet und liegt im LP 6 ,Rekultivierte Ville®.

Ver- und Entsorgung

Die Versorgung mit Elektrizitat und die Anbindung an die zentrale Wasserversorgung
sowie an die Kanalisation ist sichergestellt bzw. vorhanden.

Nach § 51a Landeswassergesetz ist unbelastetes Niederschlagswasser von Grundstu-
cken, die nach dem 01.10.1996 erstmals bebaut, befestigt oder an die éffentliche Kanali-
sation angeschlossen werden, vor Ort zu verrieseln, zu versickern oder ortsnah in ein
Gewasser einzuleiten, sofern dies ohne Beeintrachtigung des Wohls der Aligemeinheit
méglich ist. Die Entsorgung der Niederschlags- und Abwasser fiir das Gebiet wurde in
der Netzanzeige vor dem 01.10.1996 als Mischwassersystem genehmigt. Das Plangebiet
ist bis auf einige wenige Ausnahmen bebaut und leitet entsprechend in das vorhandene
Mischsystem ein — es wird jedoch ein Hinweis mit in den Plan aufgenommen, dass unbe-
lastetes Niederschlagswasser nach Moglichkeit vor Ort gesammelt und zur Bewésserung
oder fiir betriebsinterne Abldufe genutzt werden soll.

Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 BauGB
Art der baulichen Nutzung

Entsprechend den Zielen der Planung und der vorhandenen Nutzung wird als "Art der
baulichen Nutzung" "Gewerbegebiet" gem. § 8 BauNVO festgesetzt.

Die vorhandene Wohnbebauung wird als ,Allgemeines Wohngebiet* gem. § 4 BauNVO
Ubernommen und festgesetzt.
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Aus Griinden des Immissionsschutzes bzw. der Schutzbedrftigkeit der stidlich und nord-
lich des Plangebietes gelegenen Wohnbebauung wird das Gewerbegebiet gem. § 1 Abs.
4 Nr. 2 BauNVO nach der Art der zuldssigen Nutzung und nach der Art der Betriebe und
Anlagen gegliedert. Die bisherige Abstandsliste von 1974 wird durch die seit 2007 giltige
aktuelle Fassung der Abstandsliste des Abstandserlasses NRW (Absténde zwischen In-
dustrie- bzw. Gewerbegebieten und Wohngebieten im Rahmen der Bauleitplanung) des
Ministeriums fur Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (MBI.
NW Nr. 29 vom 12.10.2007, S. 659, siehe auch Anlage 1 der Begriindung) ersetzt, die
die einzuhaltenden Schutzabstande zwischen Wohngebieten und Gewerbegebieten ent-
halt und integrativer Bestandteil der Satzung ist. Mit der Gliederung soll sichergestelit
werden, dass keine Stérungen aus dem Gewerbegebiet auf die benachbarte Wohnbe-
bauung ausgehen und Planungssicherheit fiir die Gewerbetreibenden besteht.

Da der aktuelle Abstandserlass mit 100 m — Schritten arbeitet, verringert sich die Zahl der
Zonen. Die Abstande wurden den aktuellen Gegebenheiten angepasst. Eine Zone stark
eingeschrénkter Nutzungen (0 und 1) mit Griinstreifen sorgt zuséatzlich weiterhin fir den
besonderen Schutz der angrenzenden Wohnbebauung.

Die Nr. 161-165, 176-178, 186 sowie 200 der Abstandsliste des Abstandserlasses
2007 waren nicht Bestandteil der Abstandsliste des Abstandserlasses 1974 innerhalb
der Abstandsklasse von 200m und werden deshalb ausgeschlossen, da das Gebiet
fast vollstédndig bebaut / genutzt wird und die vorhandenen Nutzungen (Dienstleis-
tungs- und produzierendes Gewerbe) weiter gestérkt und erhalten bleiben soll.

Gemal Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Erftstadt (siehe Anlage 2 der
Begriindung und Bestandteil der Satzung) — Ratsbeschluss i.S.d. § 1 Abs. 6 Nr. 11
BauGB vom 19. Juli 2011 — sind Betriebe mit nahversorgungs- und zentrenrelevanten
Kernsortimenten im BP 55 n ausgeschlossen, um keine Standortkonkurrenzen zu den
ausgewiesenen zentralen Versorgungsbereichen zu schaffen. Ausnahmsweise sind
Verkaufsstatten von produzierenden und weiterverarbeitenden sowie Handwerksbe-
trieben (,Annex-Handel“) zuldssig, wenn die Verkaufsflache dem Hauptbetrieb raum-
lich zugeordnet, in betrieblichem Zusammenhang errichtet, dem Hauptbetrieb fla-
chenméaRig deutlich untergeordnet ist und die Grenze zur Grof¥flachigkeit nach § 11
Abs. 3 BauNVO nicht tiberschritten wird. Diese Festsetzungen sollen einerseits die
unkontrollierbare Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben verhindern und andererseits
Betrieben die Méglichkeit geben, funktional untergeordneten Einzelhandel mit dem
Produktionsbetrieb zu verkniipfen sowie bereits bestehenden Betrieben angemesse-
ne Erweiterungen, Nutzungsénderungen und Erneuerungen erméglichen.

Die Festsetzung ,Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie Betriebs-
inhaber und Betriebsleiter sind nur integriert in Betriebsgebaude zuldssig” soll die bereits
vielfach in Gewerbegebieten festgestellte nutzungswidersprechende Inanspruchnahme
von relativ preisgiinstigen gewerblichen Baugrundstticken fiir Wohnzwecke unterbinden
und gleichzeitig verhindern, dass das Erscheinungsbild des Gewerbegebietes durch st6-
rende ,freistehende" Wohnhauser gepragt wird.

Aus stadtebaulichen Griinden sollen die nach § 8 Abs.3 Nr. 3 BauNVO "ausnahmsweise"
zuldssigen Vergniigungsstatten nicht Bestandteil des Bebauungsplanes werden. § 8 Abs.
3 Nr. 3 BauNVO erfasst dabei Vergnigungsstatten aller Arten und Gré3en — sowohl die
sog. kerngebietstypischen (von zentraler Bedeutung, d.h. mit gréRerem Einzugsbereich)
wie auch die nichtkerngebietstypischen (dienen der Entspannung und Freizeitbetatigung
in einem begrenzen Stadtteil) Vergniigungsstatten. In den rechtskréaftigen Bebauungs-
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6.2

6.3

planen Nr. 55, Nr. 55 1. And., Nr. 55 A sowie Nr. 55 A 1. And. sind nicht kerngebietstypi-
sche Vergniigungsstéatten allgemein zuldssig, kerngebietstypische Vergnigungsstatten
aber aufgrund der den Planen zugrunde liegenden Fassung der BauNVO nicht. Vergnu-
gungsstéatten sind heute nach Baunutzungsverordnung ausschlieRlich allgemein in Kern-
gebieten zuléssig; eine stadtebauliche Notwendigkeit fiir die ausnahmsweise Zuléassigkeit
von ,Vergniigungsstatten® besteht nicht, da der wirksame Flachennutzungsplan und die
rechtskraftigen Bebauungsplane im Bereich des Einkaufszentrum Liblar sowie im Bereich
Altstadt Lechenich bereits Kerngebiet vorsehen und somit auch deren grundsatzliche
planungsrechtliche Zulassigkeit.

Die vorhandenen und zuléssigen betriebsakzessorischen Wohnnutzungen sollen vor
Immissionen, die in klassischen Gewerbegebieten nicht zu erwarten sind (wie regelmani-
ge Stérungen der Nachtruhe durch Vergnigungsstéatten), geschutzt werden.

Mit dem Ausschluss sollen ebenfalls die durch Vergntgungsstatten ausgeldsten stadte-
baulichen Negativwirkungen (mdglicher Imageverlust) verhindert werden. Das Gebiet soll
weiterhin als attraktiver Standort fir produzierendes und Dienstleistungsgewerbe, wel-
ches sich bis heute hauptséachlich angesiedelt hat, erhalten und gestérkt werden. Somit
soll der Zweckentfremdung von Gewerbeflachen durch Vergnigungsstatten entgegen-
gewirkt werden.

MaR der baulichen Nutzung

Das "Maf der baulichen Nutzung" wird durch die Grundflachenzahl (GRZ) und die Ge-
schossflachenzahl (GFZ) bestimmt.

Fur das festgesetzte Gewerbegebiet und das Wohngebiet aulRer Ge 0 ist die GRZ auf 0,8
bzw. 0,4 entsprechend der Obergrenze des § 17 BauNVO festgesetzt. Fir den als ,Ge-
werbliche Bauflache" dargesteliten Bereich auRer Ge 0 ist eine GFZ von 1,6 festgesetzt.
In Ge 0 sind GRZ mit 0,3 und GFZ mit 0,6 festgesetzt, um dem geringen Abstand zur
Wohnbebauung Rechnung zu tragen.

Das Bebauungskonzept sieht fir das gesamte Plangebiet eine bis zu zweigeschossige
Bebauung vor; im Ausnahmefall kann eine Dreigeschossigkeit zugelassen werden, so-
fern die GFZ eingehalten wird. Da sich in dem Gebiet bereits Geb&ude mit 2 Geschossen
plus Staffelgeschoss befinden und eine Dreigeschossigkeit durch die GFZ begrenzt wird
sowie aufgrund der Gebaudehdhe gréRere Abstandsflachen hervorgerufen werden, wird
mit einer Beeintrachtigung der benachbarten Nutzungen durch eine mégliche Dreige-
schossigkeit nicht gerechnet.

Uberbaubare Grundstiicksfliche, Baugrenze, Bauweise

Im Wohn- und Gewerbegebiet sind entsprechend der bestehenden Bebauungspléne und
der zukinftigen Nutzungen groRzigige Uberbaubare Grundstiicksflachen festgesetzt.
Dies ist zum einen erforderlich, um die bestehenden Rechte beziglich der Grund-
stiicksausnutzung nicht einzuschranken und zum anderen, um filr die bisher unbeplanten
Bereiche geniigend Spielraum fiir die derzeit noch nicht bekannten Nutzungen zu ermog-
lichen. Die iberbaubaren Grundstiicksflachen sind ausschlie3lich als Baugrenze festge-
setzt.

Durch die groRziigige Festsetzung der liberbaubaren Grundstiicksflache wére die Errich-
tung von Gebduden die ldnger als 50 m sind mdéglich. Die das Plangebiet umgebene
Wohnbebauung und die bestehende Bebauung im Plangebiet ist jedoch gepréagt durch
eine aufgelockerte Bebauung. Entsprechend der rechtskréaftigen Bebauungsplane und
der im Plangebiet sowie in dessen Umfeld vorherrschenden Bebauungsstruktur istim BP
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6.4

6.5

6.6

6.7

6.8

6.9

,Offene Bauweise“ festgesetzt, die die Gebaudelange auf héchstens 50 m begrenzt.

Flachen fiir Nebenanlagen

In Ge 0 sind geméaR § 12 Abs. 6 BauNVO Garagen nicht zuléssig; Stellplatze sind au-
Rerhalb der tiberbaubaren Grundstiicksflache hier nur im Bereich zwischen
KlosengartenstralRe und der festgesetzten Uiberbaubaren Grundstiicksfléche zuléssig.
Desweiteren sind hier Nebenanlagen i.S. des § 14 Abs. 1 BauNVO nur innerhalb der
tiberbaubaren Grundstiicksflache zuldssig; Nebenanlagen i.S. des § 14 Abs. 2
BauNVO sind nicht zulassig. Diese Festsetzungen sollen eine ausufernde Bebauung
der Zwischenzone von Wohnen zu Gewerbe verhindern und den Grinstreifen wei-
testgehend erhalten.

Hauptwasserleitungen

Die RWE Power AG besitzt eine Trinkwassertransportleitung DN 600 befindlich in der
Kattinger Strale, die nicht der Versorgung des Gebietes dient und aufgrund dessen mit
Sicherheitsstreifen festgesetzt wird.

Flache fiir Versickerung

Die dargestellte Flache fur Versickerung an der Kéttinger Strale dient der Oberflachen-
wasserversickerung der Kéttinger StralRe.

Griinflachen

Die festgesetzten offentlichen und privaten Griinflaichen am Ubergang vom Wohnen zum
Gewerbe sollen eine raumliche und optische Trennung dieser Bereiche zum Schutz der
Wohnbebauung gegeniiber der gewerblichen Nutzung bewirken.

Die 6ffentliche Griinfliche innerhalb des Kernbereiches der ehemaligen Deponie flr
Siedlungsabfélle bildet einen Grinraum inmitten des Gewerbegebiets und wird der freien
Entwicklung Uiberlassen.

Um dem Landschaftsschutzgebiet Rechnung zu tragen, wurde entlang der K 45 das
StraRenbegleitgrin mit in den Plan aufgenommen.

Flichen, die von der Bebauung freizuhalten sind gem. § 9 Abs. 1 Nr. 10 BauGB

Nach Angaben der RWE Power AG wird das Plangebiet von einer bewegungsaktiven
tektonischen Stérung gekreuzt, in deren Verlauf unterschiedliche bauwerksschadigende
Bodenbewegungen auftreten. Sie weist darauf hin, dass auf der von jeglicher Neubebau-
ung freizuhaltenden Stérzone Nebenanlagen, die gem. § 23 Abs. 5 BauNVO auf den
nicht bebaubaren Grundstiicksflachen zugelassen werden dirfen und Nebenanlagen im
Sinne des § 14 BauNVO ebenso ausgeschlossen sind wie bauliche Anlagen, die nach
Landesrecht in den Abstandsflachen zuldssig sind oder zugelassen werden kénnen. Aus
diesem Grund sind im BP entsprechende zeichnerische und textliche Kennzeichnungen
als ,Flachen, die von der Bebauung freizuhalten sind” aufgenommen.

Verkehrsfldache
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6.10

5

7.2

8.1

Die duRere ErschlieRung des Plangebietes erfolgt Uber die StraRen L 163 ,Kottinger
Strafe” und die B 265, die das Gebiet an das iiberértliche Verkehrsnetz anbindet. Im In-
neren erfolgt die ErschlieRung uber die bestehenden StraBen ,Am Giezenbach®, .Klo-
sengartenstrale” und ,Behrensstrale”.

Um dem LSG - LP6 ,Rekultivierte Ville* Rechnung zu tragen, wurde entlang der K 45
das StraRenbegleitgriin entlang der Fahrbahn mit in den Plan aufgenommen. Die ub-
rigen dargestellten Verkehrsflachen beinhalten Fahrbahn und Begleitgrun.

Die im Plan dargestellten FuB- und Radwege sind im Bestand bereits vorhanden; die
Festsetzung dient ihrer Sicherung.

Leitungsrecht

Die mit einem Leitungsrecht zu Gunsten der Ver- und Entsorgungstréger festgesetzten
Flachen dienen der planungsrechtlichen Sicherung der vorhandenen bzw. in Planung be-
findlichen Leitungen (Gas, Wasser/Abwasser, Telekom).

Z.T. befinden sich Leitungen im Bereich privater Grundstiicke, die ehemals Verkehrsfla-
che waren. Hier ist eine iiberbaubare Grundstiicksflache festgesetzt, die eine Uberbau-
ung u.U. nach Abstimmung mit den Leitungstrdgern ermdglicht.

Bauordnungsrechtliche Festsetzungen gem. § 9 Abs. 4 BauGB i.V.m. § 86
Landesbauordnung Nordrhein-Westfalen (BauO NRW)

Einfriedungen

Die Grundstiicke entlang der B 265 und der Kéttinger StralBe L 163 sind dauerhaft
und durchgéngig einzufrieden. Mauern als Abgrenzung der Grundstiicke sind nicht
zulassig. Hier ist u.a. eine Anpflanzung zur Gebietseinfassung vorgesehen bzw. teil-
weise bereits vorhanden.

Werbeanlagen

In Bezug auf die Errichtung von Werbeanlagen entlang der B 265 und der L 163 Kot-
tinger StraRe ist § 9 FernstraBengesetz (FStrG) zu beachten. Die Werbeanlagen sind
nur an der Statte der Leistung und nur bis zur jeweiligen Gebaudeoberkante zulassig.
Anlagen der AuRenwerbung dirfen bis zu einer Entfernung von 20 m, gemessen vom
4uReren Rand der fiir den KFZ-Verkehr bestimmten Fahrbahn, nicht errichtet werden.
Werbeanlagen mit retroreflektierender bzw. fluoreszierender Wirkung durfen nicht
verwendet werden. Evtl. Beleuchtung ist zur BundesstralRe hin so abzuschirmen, dass
die Verkehrsteilnehmer nicht geblendet werden.

Im tibrigen Plangebiet ist die Gesamtdimension der Werbeanlagen der Gestaltung
und Proportion des Gebaudes anzupassen. Eine ruhige, zuriickhaltende Beleuchtung

ist zulassig; blinkend oder bewegt beleuchtete Werbeanlagen sind unzuldssig, um ei-
ne Stérwirkung auf benachbarte Wohnnutzungen zu vermeiden.

Kennzeichnungen
gem. § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB
Flachen, bei deren Bebauung besondere bauliche Malnahmen erforderlich sind

Nach Angabe der RWE Power AG liegen Teile des Plangebietes in einem Gebiet, in dem

8 Umwelt- und Planungsamt Stadt Erftstadt



Bebauungsplan Nr. 55 n, E. — Liblar, Klosengartenstralie

8.2

der Boden humoses Bodenmaterial enthalten kann. Humose Béden sind empfindlich ge-
gen Bodendruck und im Allgemeinen kaum tragfahig. Deshalb sind ggf. besondere bauli-
che MaRnahmen, insbesondere im Griindungsbereich, erforderlich. Aus diesem Grund ist
im BP eine entsprechende zeichnerische (H1, H2, H3) und textliche Kennzeichnung auf-
genommen.

Des Weiteren befindet sich im Plangebiet eine ehemalige Deponie fiir Siedlungsabfalle.
Laut Schreiben des Staatlichen Amtes fiir Wasser- und Abfallwirtschaft Aachen vom
08.03.1989 verliefen am 10.08.1987 vom Erftkreis durchgefiihrte Bodenluftuntersuchun-
gen negativ. Im Rahmen der Planfeststellung fiir die B 265 n zeigten Bodenproben bei 2
Sondierbohrungen des Instituts Claytex Consulting keine nennenswerten Belastungen.
Der TUV Rheinland fithrte 1992 eine orientierende Erstuntersuchung auf den Flursticken
488, 485, 457, 565, 566 , Flur 7, Gemarkung Liblar durch. Die Altablagerung besteht hier
im Wesentlichen aus Bodenaushub mit untergeordneten Beimengungen von gewerbli-
chen u./o. Siedlungsabféllen und Bauschutt. Die Schadstoff-Gehalte im Boden und der
Bodenluft treten nicht in umweltrelevanten Konzentrationen auf. Es wird auf mégliche
Setzungen und entsprechend notwendige Griindungsmalnahmen hingewiesen.

Eine Gefahrdungsabschéatzung und Baugrundbewertung von 1997 fiir das Flurstlick 889,
Flur 8, Gemarkung Liblar durch das Ingenieurbiro fir Boden- und Grundwasserbewer-
tung Dr. Schmidt, Alfter kommt zu dem Ergebnis, das der stdliche und stidéstliche Be-
reich des Flurstiicks im Einzugsbereich der Altablagerung liegt. Eine unmittelbare Ge-
fahrdung des Menschen auf dem Pfad Bodenluft ist auch hier nicht gegeben.
Entsprechender Schriftverkehr sowie der Bericht des TUV Rheinland sind als Anlage der
Begriindung beigefiigt.

Um auf mégliche erhéhte Anforderungen an die Griindung aufgrund der ehemaligen De-
ponie aufmerksam zu machen, werden die entsprechenden Randbereiche der ehemali-
gen Deponie, die mit einer iberbaubaren Grundstiicksflache ausgewiesen sind als ,Fl&-
che, bei deren Bebauung besondere bauliche MalRnahmen erforderlich sind” gekenn-
zeichnet (B1, B2).

Ein Hinweis bezliglich der Mitteilungspflicht an die Untere Bodenschutzbehérde des
Rhein-Erft-Kreises bei Eingriffen in den Boden ist im Plan enthalten.

gem. § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB

Im Plangebiet befindet sich eine Altlast-Verdachtsflache. Dabei handelt es sich um eine
ehemalige Kies- und Sandgrube, die in den Jahren 1960 bis 1975 der Gemeinde Liblar
als Deponie fiir Siedlungsabfélle diente. Laut Schreiben des Staatlichen Amtes fir Was-
ser- und Abfallwirtschaft Aachen vom 08.03.1989 verliefen am 10.08.1987 vom Erftkreis
durchgefiihrte Bodenluftuntersuchungen negativ. Im Rahmen der Planfeststellung fir die
B 265 n zeigten Bodenproben bei 2 Sondierbohrungen des Instituts Claytex Consulting
keine nennenswerten Belastungen.

Der TUV Rheinland fiihrte 1992 eine orientierende Erstuntersuchung auf den Flurstiicken
488, 485, 457, 565, 566 , Flur 7, Gemarkung Liblar durch. Die Altablagerung besteht hier
im Wesentlichen aus Bodenaushub mit untergeordneten Beimengungen von gewerbli-
chen u./o. Siedlungsabféllen und Bauschutt. Die Schadstoff-Gehalte im Boden und der
Bodenluft treten nicht in umweltrelevanten Konzentrationen auf. Es wird auf mégliche
Setzungen und entsprechend notwendige Griindungsmaflnahmen hingewiesen.

Eine Gefahrdungsabschatzung und Baugrundbewertung von 1997 fiir das Flurstiick 889,
Flur 8, Gemarkung Liblar durch das Ingenieurbiro fir Boden- und Grundwasserbewer-
tung Dr. Schmidt, Alfter kommt zu dem Ergebnis, das der sidliche und siidéstliche Be-
reich des Flurstiicks im Einzugsbereich der Altablagerung liegt. Eine unmittelbare Ge-
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11.

12.

fahrdung des Menschen auf dem Pfad Bodenluft ist auch hier nicht gegeben.
Entsprechender Schriftverkehr sowie der Bericht des TUV Rheinland sind als Anlage der
Begriindung beigefigt.

Aufgrund des Vorhandenseins der ehemaligen Deponie wird der zentrale Bereich ent-
sprechend als ,Kernbereich einer ehemaligen Deponie fur Siedlungsabfalle® gekenn-
zeichnet; hier ist Griinflache bzw. nicht iberbaubare Grundstiicksflache ausgewiesen.
Eine Nutzung als Lagerplatz (Bauhof) bzw. Absteliflache fir PKW und Materialien fur die
benachbarten Gewerbebetriebe ist moglich. Ein Hinweis auf mégliche Belastungen des
Bodens ist mit aufgenommen.

Biotopstruktur

Siehe Teil B (Umweltbericht) der Begriindung

Kampfmittelbeseitigung

Nach Aussage des Kampfmittelbeseitigungsdienstes (KBD), Bezirksregierung Dis-
seldorf, liegen Hinweise auf eine moégliche Existenz von Kampfmitteln bzw. Militarein-
richtungen des 2. Weltkrieges (Laufgraben) vor. Die zu Giberbauenden Fléachen sind
vor Baubeginn (Abbruch- und NeubaumaRnahmen) unter Bezugnahme auf die Luft-
bildauswertung 22.5-3-5362020-13/12 zur Oberflachendetektion bei der Bezirksregie-
rung Diisseldorf, Kampfmittelbeseitigungsdienst, Postfach 300865, 40408 Dusseldorf
anzumelden.

Erfolgen Erdarbeiten mit erheblichen mechanischen Belastungen wie Rammarbeiten,
Pfahlgriindungen etc. wird eine Sicherheitsdetektion empfohlen. (siehe Anlage 3: ,Merk-
blatt fur das Einbringen von Sondierbohrungen®)

Entsprechende Hinweise sind in die textlichen Festsetzungen aufgenommen.

Belange der Bodendenkmalpflege

Nach Aussage des LVR-Amt fiir Bodendenkmalpflege im Rheinland sind keine Konflikte
zwischen der Planung und den o&ffentlichen Interessen des Bodendenkmalschutzes zu
erkennen. Das Amt verweist auf die Meldepflicht gem. §§ 15 und 16 DSchG NW und bit-
tet sicherzustellen, dass bei der Planrealisierung auf die gesetzlichen Vorgaben hinge-
wiesen wird. Im Plan ist deshalb ein Hinweis enthalten, nach dem beim Auftreten archéo-
logischer Funde oder Befunde die Gemeinde als Untere Denkmalbehérde oder das LVR-
Amt fur Bodendenkmalpflege im Rheinland, AuRRenstelle Nideggen, Zehnthof 45, 52385
Nideggen Tel.: 02425/9039-0, Fax: 02425/9039-199 unverziiglich zu informieren ist.

Belange der Wasserwirtschaft

Das Bebauungsplangebiet liegt nach der in Aufstellung befindlichen Verordnung zur
Festsetzung des Wasserschutzgebietes fir die Wassergewinnungsanlage Erftstadt -
Dirmerzheim in der Wasserschutzzone Ill B. Mit dem im Bebauungsplan enthaltenen
Hinweis soll den o. g. wasserrechtlichen Belangen Rechnung getragen werden.

Der Rhein-Erft-Kreis — Amt f. Umweltschutz und Kreisplanung — weist darauf hin, dass
fur die Verwendung von aufbereiteten Altbaustoffen (RCL), Millverbrennungsaschen
oder Mineralstoffen aus industrieller Produktion zur Untergrundbefestigung etc. eine
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wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich ist, die bei der Unteren Umweltschutzbehérde
des Rhein-Erft-Kreises zu beantragen ist.

Eingriffe in den Boden (z.B. Neubau) sind der Unteren Bodenschutzbehérde des
Rhein-Erft-Kreises vorab mitzuteilen und im Bedarfsfall mit ihr abzustimmen.

Im Plan sind entsprechende Hinweise aufgenommen.

Das Plangebiet liegt nach Aussage der Bezirksregierung Armsberg — Abteilung 6 Bergbau
und Energie in NRW - (iber dem auf Braunkohle verliehenen Bergwerksfeld ,Concordia®;
innerhalb des Plangebiets hat kein Abbau von Rohstoffen stattgefunden, jedoch ist der
Bereich von durch SimpfungsmaRnahmen des Braunkohlenbergbaus bedingten Grund-
wasserabsenkungen betroffen, nach deren Beendigung ein Grundwasserwiederanstieg
zu erwarten ist. Hierdurch bedingte Bodenbewegungen sind mdglich. Der Plan enthélt ei-
nen entsprechenden Hinweis auf die Grundwasserabsenkung.

Flachenbilanz

Gesamtflache des Plangebietes 326202 gm

Gewerbeflache: nord 82743 m* (GRZ0,8)
std 113671 m? davon unbebaubar 9555 m?

davon GRZ 0,3 874 m?
davon GRZ 0,8 103242 m?

Wohnbauflache: nord 9561 m? (GRZ 0,4)

Griunflache: siid 15170 m? davon &ffentlich 9533 m?
davon privat 852 m?
davon ,Platz” 4376 m?
Versickerung 409 m?

Verkehrsflache 105057 m?
Bodenordnung, Durchfiihrungskosten

Eine Bodenordnung und ErschlieBungsmalnahmen sind nicht erforderlich; das Gebiet ist
voll erschlossen.
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Der Bebauungsplan Nr. 55n, Erftstadt — Liblar, Klosengartenstralie hat mit dieser Begriindung
gem. § 3 (2) Baugesetzbuch in der Zeit vom @2.04.Z7/2 bis 41.05.4073. einschlieBlich offentlich

ausgelegen.
Erftstadt, den 09 07 Z073

DER BURGERMEISTER
Im Auftrag

Stadtbaudirektor
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Die Roteintragungen entsprechen den Ergdanzungen/Anderungen nach der
Offentlichkeits- und Behordenbeteiligung (gem. §§ 3 Abs. 2 und 4 Abs. 2
BauGB) durch Ratsbeschluss vom 02.07.2013.

Unter Ziffer 6. (Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 BauGB) wird unter Punkt 6.1 (Art der
baulichen Nutzung) im 3. Absatz der letzte Satz wie folgt ersetzt:

Die Ausnahme ,KFZ-Betrieb® wird fur die gewerblichen Grundstlicke, die sich
stdéstlich an die Grundstiicke Gemarkung Liblar, Flur 7, Flursticke 507, 334 und
Gemarkung Liblar, Flur 8, Flursticke 1102,1100 anschlieRen, beibehalten. In diesem
Bereich wurde eine entsprechende Genehmigung bereits 1972 erteilt. Zusatzlich zum
Bestandsschutz, der damit verbunden ist, soll mit der Festsetzung der Daseins-
vorsorge der betroffenen Anlieger Rechnung getragen werden.

Auf einem Grundstick an der KlosengartenstraBe/Am Giezenbach (Gemarkung
Liblar, Flur 7, Flurstucke 423 teilweise, 334) ist die Lagerung von Altreifen seit
Dezember 2004 genehmigt. 2011 kam es zu einem Brand von ca. 20.000 Altreifen.
Um diesem Szenario in Zukunft vorzubeugen, sind die gemal § 8 Abs. 2 Nr. 1
BauNVO allgemein zuldssigen Lagerplatze, welche keinem Gewerbebetrieb
zugeordnet sind (insbesondere die alleinige Lagerung von Paletten, Altreifen etc.) nur
noch in geschlossenen Hallen zulassig.

Unter Ziffer 6. (Festsetzungen gem. § 9 Abs. 1 BauGB) wird unter Punkt 6.10
(Leitungsrecht) folgender Satz nach dem letzten Absatz erganzt:

Der Hinweis, dass bei Verfahren zur Gestaltung der Stralenbegleitgrin-
flache/Anpflanzungen im Bereich von Flachen, auf denen ein Geh-, Fahr- und
Leitungsrecht festgesetzt ist, die Leitungstrager zu beteiligen sind, wird in den Plan
aufgenommen, um zukinftigen Interessenkonflikten vorzubeugen.

Unter Ziffer 8. (Kennzeichnungen) wird nach Punkt 8.2 (gem. § 9 Abs. 5 Nr. 3 BauGB)
folgender Punkt erganzt:

8.3 Nach Anregung des Rhein-Erft-Kreises werden fur einen Teilbereich der ehemaligen
Deponie sowie daran anschlieBende Grundsticke weitergehende Regelungen
aufgenommen: Fur die Flursticke 457, 485, 488, 552, 632, 634 und teilw. 626,
Gemarkung Liblar, Flur 7, ist vor einer Bebauung die Unbedenklichkeit anhand einer
Gefahrdungsabschéatzung nachzuweisen. Eingriffe in den Boden sind zuvor mit der
Unteren Bodenschutzbehtrde abzustimmen und haben unter gutachterlicher
Begleitung zu erfolgen.

Unter Ziffer 12. (Belange der Wasserwirtschaft) wird im 2. Absatz vor dem letzten Satz
folgender Satz erganzt:

Im Bereich von Altstandorten ist eine Einleitung von Niederschlagswasser der
bebauten und befestigten Flachen nicht zulassig.




	Begründung_D.pdf
	Seite 1


